
Staatliche Hochschulen im
Dienste gesellschaftlicher
 Veränderungsprozesse?1

Als der Politologe Bassam Tibi im 1998
in seinem Buch „Europa ohne Identi-
tät?“ den Begriff der „Leitkultur“ ein-
führte, machte er die erstaunliche
Erfahrung, wie schnell sich solch ein
Begriff verselbstständigen kann. Vor
allem konservative Politiker kaperten
den Begriff regelrecht und forderten
von hier lebenden Ausländern nicht
nur Respekt von den Werten des
Grundgesetzes, sondern auch eine
Anpassung an Sitten, Gebräuche und
Gewohnheiten bis hin zur Berücksichti-
gung religiöser Traditionen. Dabei ver-
steht Tibi unter dem Begriff „Leitkultur“
eigentlich eine Abwendung vom Begriff
der Nation als „Kulturnation“ und statt-
dessen eine Orientierung am Werteka-
non des Grundgesetzes, der jedem Bür-
ger individuelle Freiheit der Kultur, des
Glaubens, der Weltanschauung und des
persönlichen Wertesystems gewährt.

Blickt man vor diesem Hintergrund auf
die aktuelle Hochschuldebatte, so stellt
sich ein seltsames Déjà-vu-Gefühl ein.
So hat der „Deutsche Wissenschaftsrat“
jüngst in einem eigentümlich zwiespäl-
tigen Positionspapier2 „Zum wissen-
schaftspolitischen Diskurs über große
gesellschaftliche Herausforderungen“
zwar einerseits formuliert: „Die Organi-
sation und Finanzierung wissenschaftli-
cher Einrichtungen und Tätigkeiten
muss insgesamt so ausgelegt werden,
dass sie die Vielfalt und Freiheit der
Wissenschaft erhält und fördert“; ande-
rerseits aber auch gefordert, das Wissen-
schaftssystem stärker für die Initiierung
„gesellschaftlicher Veränderungsprozes-
se“ zu nutzen, denn: „Die Bewältigung
Großer gesellschaftlicher Herausforde-
rungen zielt auf umfassende gesell-
schaftliche Veränderungsprozesse, die
eine Bewusstseinsbildung sowie ggf.

einen Wertewandel voraussetzen und
sowohl technische als auch soziale
Innovationen umfassen können“.

Die unterschiedliche Stoßrichtung die-
ser Formulierungen legt die Interpretati-
on nahe, dass sich im Wissenschaftsrat
derzeit zwei Fraktionen gegenüberste-
hen: eine Fraktion, die die klassische
Konzeption eines am Primat der wissen-
schaftlichen Freiheit orientierten selbst-
bestimmten Wissenschaftssystems ver-
tritt, und eine Fraktion, die das Wissen-
schaftssystem in den Dienst von
„Bewusstseinsbildung“ und „Wertewan-
del“ stellen möchte.

Zu den Vordenkern letzterer Fraktion
darf man sicherlich die Autoren Schnei-
dewind und Singer-Brodowski zählen,
die in ihrem hochschulpolitischen
Manifest „Transformative Wissen-
schaft“,3 auf das der Wissenschaftsrat
mehrfach verweist, dazu aufrufen, das
Verhältnis von „Wissenschaft und
Gesellschaft“ grundsätzlich neu zu
gestalten. Dazu schlagen sie eine
Abkehr vom Leitbild der Humboldt-
schen Universität vor, hin zu einer
„transformativen Universität“, die dann
ein „transformatives Lernen“ ermögli-
chen soll. „Normative Entscheidungen
spielen dabei eine wichtige Rolle: Wem
und was wird wieviel Bedeutung zuge-
sprochen? Welche Beziehungen und
Lebensentwürfe sind wertvoll? Wie
wurde dieser Wert innerhalb der indivi-
duellen Biografie entwickelt?“4 Die
Leichtigkeit, mit der die Autoren solche
Sätze formulieren, kann – je nach
Gemütslage – verblüffen oder erschre-
cken. Sie verkennen jedenfalls in glei-
cher Weise die pluralistische Verfasst-
heit unseres Gesellschaftssystems wie
die im Zusammenhang mit der Leitkul-
tur-Debatte erhobenen Forderungen
konservativer Politiker. 
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Auch die wenig reflektierte Weise, mit
der Begriffe wie „nachhaltiger Konsum“
oder „nachhaltige Entwicklung“ ver-
wendet werden, erstaunt. Seit den 70er-
Jahren hat sich in der wissenschaftli-
chen Debatte eine umfangreiche Litera-
tur zu diesem Thema ausgebreitet, die
vor allem eines zeigt: Der Begriff „Nach-
haltigkeit“ ist ein noch komplexerer
normativer Begriff als „Gerechtigkeit“.
Die verschiedenen Konzeptionen von
nachhaltiger Entwicklung, die diskutiert
werden, unterscheiden sich nämlich
nicht nur durch unterschiedliche nor-
mative Werturteile (etwa bezüglich der
Gewichtung der Wohlfahrt verschiede-
ner Generationen oder bezüglich der
Frage, inwieweit nur die Interessen der
menschlichen Spezies oder auch ande-
rer Spezies berücksichtigt werden sol-
len), sondern auch in empirischer Hin-
sicht (etwa bezüglich der unterstellten
Substituierbarkeit erschöpfbarer Res-
sourcen).5 Wer z. B. das empirische
Werturteil vertritt, dass der bereits beob-
achtbare technologische Fortschritt
schon in den nächsten Jahrzehnten die
Produktionskosten erneuerbarer Ener-
gien unter die fossiler Energieträger sen-
ken wird, wird für gewöhnlich eine
andere Konzeption von nachhaltiger
Entwicklung verfolgen wollen als
jemand, der eine solche Entwicklung
für ausgeschlossen hält. Welche Ein-
schätzung letztendlich die richtige ist,
kann derzeit niemand wissen. Man
kann zwar, etwa mit Blick auf Thomas
Malthus’ „Essay on the Principle of
Population“ aus dem Jahr 1826, darauf
verweisen, dass die historische Erfah-
rung zeigt, dass technologischer Fort-
schritt in der Regel unterschätzt wird.
Man kann aber sicherlich auch argu-
mentieren, dass angesichts der poten-
ziell katastrophalen Folgewirkungen des
Klimawandels aus Gründen der Risiko-
vermeidung die Potenziale des techno-
logischen Fortschritts bei der Entwick-
lung eines Nachhaltigkeitskonzeptes
derzeit untergewichtet werden müssen.

Staatlich finanzierte Hochschulen müssen dem Prinzip der weltanschaulichen Neutralität verpflichtet blei-

ben. Aktuelle gesellschaftliche Probleme sollten in ergebnisoffener Form thematisiert werden.

Hier mischen sich letztendlich empiri-
sche Werturteile mit normativen Wert-
urteilen der persönlichen Risikoabnei-
gung. Es fällt nicht jedem leicht, sich
angesichts möglicher Katastrophensze-
narien damit abzufinden, dass die Ent-
scheidungen über die Konzeption von
nachhaltiger Entwicklung in freiheitlich
verfassten Demokratien letztendlich auf
der Basis von Kompromissen in den
Parlamenten gefasst werden. Einige Ver-
treter des sogenannten „Ökologismus“6,
wie die australischen Klimaaktivisten
David Shearman und Joseph Smith in
ihrem Buch „The Climate Change Chal-
lenge and the Failure of Democracy”,
möchten sich deshalb von der Demo-
kratie verabschieden und sie durch
einen „autoritär geführten Experten-
staat“ ersetzen, der sich am platoni-
schen Ideal der Philosophenherrschaft
orientiert.7 Diese Konzeption von nach-
haltiger Entwicklung ist sicherlich keine
Option, die mit der deutschen Verfas-
sung vereinbar wäre.

Leitbildprozesse an staatlichen
 Hochschulen

Während die Debatte über den Umbau
des Wissenschaftssystems angesichts
„großer Herausforderungen“ erst begon-
nen hat, lassen sich sogenannte „Leit-
bildprozesse“ schon seit einiger Zeit an
deutschen Hochschulen beobachten.
Leitbilder sollen der Profilierung von
Hochschulen dienen hinsichtlich ihrer
Lehr- und Forschungsspezialisierung,
ihrer Organisationsprinzipien und Wert-
vorstellungen, die sie ihrer Arbeit
zugrunde legen. Vorgesehen sind Leit-
bilder allerdings weder im Hochschul-
rahmengesetz noch in den Landeshoch-
schulgesetzen. Man kann sie als Ver-
such, ein Stück amerikanische Hoch-
schulkultur („Mission statements“)

nachzuahmen, interpretieren. Einer
Untersuchung des Stifterverbandes
zufolge hatten 2010 rund 60 Prozent
der Hochschulen ein Leitbild formu-
liert.8 Wie die Untersuchung zeigt, ori-
entieren sich Leitbilder häufig am
gesetzlichen Auftrag der Hochschulen.
Die enthaltenen Wertvorstellungen
beschreiben meist den Leistungsan-
spruch, die angestrebte Organisations-
kultur und das Außenverhältnis der
Hochschule.9 Sie sind in der Regel allge-
mein gehalten und vermeiden eine
weltanschauliche Positionierung, politi-
sche Parteinahme oder die Festlegung
auf bestimmte Lehrmeinungen. Es gibt
aber auch Ausnahmen von dieser
Zurückhaltung. So haben sich derzeit 32
der 428 deutschen Hochschulen durch
die Übernahme der sogenannten „Prin-
ciples of Responsible Mangement Edu-
cation” (PRME) verpflichtet, das wirt-
schaftspolitische Leitbild des „United
Nations Global Compact“ in ihre Curri-
cula einzubauen.10 Der „United Nations
Global Compact“ ist eigentlich ein
Unternehmenskodex, der die unter-
zeichnenden Unternehmen unter ande-
rem dazu verpflichtet, über gesetzliche
Bestimmungen hinaus umwelt- und
sozialpolitische Ziele auch zulasten
ihres ökonomischen Gewinns zu verfol-
gen, also echte Corporate Social
Responsibility (CSR) zu praktizieren. 

Eine derartige Verhaltensregel enthält
natürlich sehr weitgehende Werturteile
normativer, aber auch empirischer Art.
So entsprechen nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes11 „Unterneh-
mensgewinne und netto von Unterneh-
men geleistete Vermögenseinkommen“
in Deutschland durchschnittlich 21,5
Prozent12 der von den Unternehmen
insgesamt erzeugten Bruttowertschöp -
fung.13 Im Bereich klassischer Indus-
trieunternehmen, dem produzierenden
Gewerbe14, war die Quote der „Unter-
nehmensgewinne und netto von Unter-
nehmen geleisteten Vermögenseinkom-
men“ mit 13,1 Prozent der Bruttowert-
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dass die externen Kosten der Übernut-
zung einer Ressource keine allgemein
bekannte Information sind. In der Regel
müssen die Schäden, die durch die
Übernutzung entstehen, geschätzt wer-
den. In demokratisch verfassten Rechts-
staaten fällt diese Aufgabe den Parla-
menten zu.

(4) Doch selbst wenn man unterstellt,
dass das Management eines Unterneh-
mens über alle notwendigen Informa-
tionen verfügen würde und bereit wäre,
zugunsten eines „Nachhaltigkeitsenga-
gements” auf Gewinn zu verzichten,
kann bezweifelt werden, ob diese Unter-
nehmenspolitik unter marktwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen dauerhaft
praktikabel wäre. Finanziert sich ein
Unternehmen beispielsweise über den
Aktienmarkt, würde bei einer solchen
Politik der tatsächliche Marktpreis des
Unternehmens aufgrund des Gewinn-
rückgangs unter den maximalen Markt-
preis fallen. Auf Dauer würde es zu
einer feindlichen Übernahme des
Unternehmens kommen.

(5) Eine weiteres Problem tritt unabhän-
gig von der Finanzierungsform des
Unternehmens auf: Wenn das Manage-
ment eines Unternehmens nicht mehr
primär den Interessen der Eigentümer
verpflichtet ist, sondern auch alternati-
ve Ziele verfolgen darf („Multi-Stakehol-
der-Ansatz”), verschärft sich die Princi-
pal-Agent-Problematik zwischen
Manage ment und Eigentümer. Es exis-
tiert keine wohldefinierte kontrollierba-
re Zielfunktion für das Management
und es entstehen Spielräume für Kor-
ruption.18

Es gibt also eine Reihe guter Gründe,
die dafür sprechen, dass Unternehmen,
die unter marktwirtschaftlichen Bedin-
gungen operieren, die von der Gesell-
schaft für notwendig erachteten sozial-
und umweltpolitischen Zielvorstellun-
gen nur dann einhalten, wenn sie
ihnen in Form verbindlicher Gesetze
vorgeschrieben werden. 

Alle genannten Bedenken gegenüber
den Möglichkeiten eines freiwilligen
umwelt- und sozialpolitischen Engage-
ments von Unternehmen beruhen aber
letztlich auf empirischen Werturteilen
über den Bewährungsgrad von Theo-
rien. In den Erfahrungswissenschaften
ist der Bewährungsgrad von Theorien
stets Gegenstand kontroverser Diskus-
sionen. Der wissenschaftliche Erkennt-
nisfortschritt beruht ganz wesentlich
auf dieser Art von Diskursen. 

Natürlich kann eine staatliche Hoch-
schule die Erforschung solcher kontro-
vers diskutierter Theorien zu einem
Schwerpunkt machen. Das ist freilich
nur dann sinnvoll, wenn es in ergebnis-
offener Form erfolgt. Wenn eine Hoch-
schule sich als Institution zu einem
ganz bestimmten wirtschaftspolitischen
Leitbild und damit auch zu den empiri-
schen Theorien bekennt, auf denen die-
ses Leitbild beruht, ist diese Ergebnisof-
fenheit nicht mehr gewährleistet. 

Schlussfolgerungen

Das deutsche Grundgesetz garantiert die
Freiheit von Lehre und Forschung in
hervorragender Weise. Andere Grund-
rechte wie Meinungs- und Pressefreiheit
aus Artikel 5 Absatz 1 Grundgesetz (GG)
„finden ihre Schranken in den Vor-
schriften der allgemeinen Gesetze, den
gesetzlichen Bestimmungen zum Schut-
ze der Jugend und in dem Recht der
persönlichen Ehre“, Artikel 5 Absatz 2
GG. Die erst danach in Abschnitt 3 des
Artikels 5 gewährleistete Freiheit von
„Kunst und Wissenschaft, Forschung
und Lehre“ steht damit ausdrücklich
nicht unter diesem Gesetzesvorbehalt.
Eine Einschränkung erfolgt lediglich
mit Blick auf die Lehre, die „nicht von
der Treue zur Verfassung“ entbindet. 

Die bisherige Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichtes hat dem Rech-
nung getragen und immer betont, dass
es sich um ein individuelles Grundrecht
handelt, das „weder Vertretungsorganen

schöpfung des produzierenden Gewer-
bes deutlich geringer. Natürlich kann
man angesichts dieser Zahlen das nor-
mative Werturteil vertreten, dass der
Anteil der Unternehmen an der Brutto-
wertschöpfung zu hoch ist und zuguns-
ten der abhängig Beschäftigten oder des
Staates gesenkt werden sollte. Man
kann aber auch argumentieren, dass die
von den Unternehmen organisierte
Wertschöpfung und die davon generier-
ten Einkommen bereits einen ausrei-
chenden Beitrag zur Finanzierung von
Sozial- und Umweltpolitik leisten. Es
ist, bei normativen Werturteilen, nicht
möglich, die „Richtigkeit” oder „Falsch-
heit” wissenschaftlich zu beweisen.
Letztendlich muss sich jeder Staatsbür-
ger zu solchen Fragen sein eigenes, sub-
jektives Werturteil bilden.15

Ein wirtschaftspolitisches Leitbild
besteht jedoch nicht nur aus normati-
ven Zielvorstellungen. Es muss auch
eine Strategie enthalten, wie diese Ziel-
vorstellungen erreicht werden können.
Die Idee, dass Unternehmen auf freiwil-
liger Basis zulasten ihres ökonomischen
Gewinns umwelt- und sozialpolitische
Ziele verfolgen sollen, setzt voraus, dass
dies unter realistischen Bedingungen
auch möglich ist. Geht man von den
derzeit in der wirtschaftswissenschaftli-
chen Literatur diskutierten Theorien
aus, kann man gegen diese Hypothese
wohlbegründete Zweifel vorbringen:16

(1) Legt man die auf rationalem Eigen-
nutzverhalten beruhenden (Homo
oeconomicus) Annahmen der neoklassi-
schen Theorie zugrunde, kann natürlich
nicht erwartet werden, dass Unterneh-
men freiwillig bereit sind, auf Gewinn
zu verzichten. 

(2) Aber auch die Ergebnisse neuerer
verhaltenstheoretischer Laborexperi-
mente, wie das „Public Goods Spiel“,
deuten derzeit nicht darauf hin, dass es
auf freiwilliger Basis zu einer ausrei-
chenden Versorgung mit öffentlichen
Gütern kommt.17

(3) Ein weiteres Problem bei der freiwil-
ligen Einsparung erschöpfbarer Ressour-
cen durch Unternehmen liegt darin,
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noch Leitungsorganen zur Entschei-
dung zugewiesen werden“ darf.19 Es ist
demnach also nicht statthaft, dass
Hochschulorgane Entscheidungen über
normative oder empirische Werturteile
im Namen der Hochschule treffen und
damit die Grundrechtsträger einer
„strukturellen Gefährdung der Wissen-
schaftsfreiheit“ aussetzen.19

Die kollektiven Kompetenzen von „Ver-
tretungsorganen“ oder „Leitungsorga-
nen“ beschränken sich auf organisatori-
sche Entscheidungen, die den For-
schungs- und Lehrbetrieb betreffen. Sie 
beziehen sich aber nicht auf Forschungs-
oder Lehrinhalte.20 Beschlüsse solcher
Organe, die sich auf eine Instrumentali-
sierung staatlicher Hochschulen im
Dienste von „Bewusstseinsbildung“ und
„Wertewandel“ zur Steuerung „ge sell -
schaftlicher Veränderungsprozesse“
beziehen, sind damit ebenso ausge-
schlossen wie kollektive Beschlüsse zur
Aufnahme ganz bestimmter Unterneh-
mensziele in wirtschaftswissenschaftli-
che Curricula, wie dies von den „Princi-
ples of Responsible Mangement Educati-
on” gefordert wird. 

Dem einzelnen Wissenschaftler ist es
dagegen unbenommen, bei seiner Tätig-
keit derartige Inhalte zu vertreten. Frei-
lich spricht einiges dafür, gerade im
Bereich der Lehre bei empirischen, ins-
besondere aber auch normativen Wert-
urteilen Alternativen zu diskutieren und
Studierende als mündige Staatsbürger
zu einer eigenen Meinungsbildung auf-
zurufen. Erleichtert wird eine solche
Meinungsbildung sicherlich auch, wenn
an einer Hochschule zu solchen Fragen
Meinungsvielfalt unter den Lehrenden
herrscht. Die Förderung von Vielfalt
war deshalb auch ein wichtiges Anlie-
gen des Bildungsideals Wilhelm von
Humboldts.21

Das bedeutet nicht, dass einer Hoch-
schule damit die Möglichkeit zur Profi-
lierung gegenüber anderen Hochschu-
len genommen wäre. Diese Profilierung
kann durch das von den Hochschulor-
ganen kollektiv wahrgenommene Bud-
getrecht erfolgen, über das Forschungs-

und Fächerschwerpunkte – auch in
Bereichen, die von den Hochschulorga-
nen als „gesellschaftliche Anliegen“
bewertet werden – gesetzt werden kön-
nen. Auf diese Weise kann jede Hoch-
schule ihr eigenes Profil entwickeln.22

Diese Schwerpunktsetzung muss freilich
in ergebnisoffener Form erfolgen. Die
„Bewertung des Forschungsergebnisses“
(Hochschulrahmengesetz (HRG), § 4
Absatz 2) und die „Äußerung von wis-
senschaftlichen und künstlerischen
Lehrmeinungen“ (HRG, § 4 Absatz 3)
erfolgt durch den einzelnen Wissen-
schaftler und darf nicht dem Versuch
einer Beeinflussung durch Hochschulor-
gane ausgesetzt werden.■
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